
Arbeitsgerichtsgesetz

in der Fassung der Bekanntmachung von 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 10
des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist.

Erster Teil. Allgemeine Vorschriften (§§ 1–13a)

§ 1 Gerichte für Arbeitssachen

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen – §§ 2 bis 3 – wird ausgeübt durch die Arbeitsgerichte – §§ 14
bis 31 –, die Landesarbeitsgerichte – §§ 33 bis 39 – und das Bundesarbeitsgericht – §§ 40 bis 45 –
(Gerichte für Arbeitssachen).
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I. Allgemeines

In Deutschland wird zwischen der ordentlichen Gerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten unterschie-
den. In einer langen Entwicklung hat die Arbeitsgerichtsbarkeit volle Selbständigkeit erlangt. Sie ist in Art. 95
Abs. 1 GG neben der ordentlichen Gerichtsbarkeit und drei weiteren selbständigen Fachgerichtsbarkeiten
mit institutioneller Bestandsgarantie (Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit) als selbständige Ge-
richtsbarkeit aufgeführt. Der Gesetzgeber hat – der Bedeutung des Arbeitsrechts infolge der wirtschaftlichen
Entwicklung entsprechend – besondere Fachgerichte iSd. § 13 GVG eingerichtet, die Gerichte für Arbeits-
sachen, die der Durchsetzung des Arbeitsrechts dienen. Die ArbG haben ihre Tätigkeit in Deutschland am
1.7.1927 aufgenommen1. Derzeit gibt es über 100 ArbG (hierzu § 14) und 18 LAG (hierzu § 33).

Seit dem am 1.1.1991 in Kraft getretenen Gesetz zur Neuregelung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens
(4. VwGO-ÄndG) und der Neufassung des § 48 ist die Arbeitsgerichtsbarkeit ein eigenständiger Rechtsweg
(hierzu ausführlich § 2 Rz. 2 ff.) und damit nicht besondere Zivilgerichtsbarkeit2.

Die Besonderheit der Arbeitsgerichtsbarkeit, die sie von anderen Gerichtsbarkeiten unterscheidet, kann in
ihrer Verantwortung für sozialen Fortschritt und sozialen Frieden, für Investitionen und für den Arbeits-
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1 Zur Geschichte der Deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit vgl. auch Linsenmaier, Die Arbeitsgerichtsbarkeit, veröffent-
licht auf der Internetseite des BAG www.bundesarbeitsgericht.de; zur Entwicklung der Arbeitsgerichtsbarkeit in
den neuen Bundesländern eingehend Schwedes, S. 147 ff.

2 Zum Stand der Bestrebungen, eine einheitliche Gerichtsbarkeit zu errichten, vgl. auch Weth, NZA 2006, 182.

1

2

3

Liebscher | 1



markt gesehen werden. Bei der hohen Ausdifferenzierung des Arbeitsrechts sind spezialisierte Richter am
besten in der Lage, arbeitsrechtliche Konflikte einer schnellen und angemessenen Lösung zuzuführen. Die
Bedeutung im Sinne einer sachnahen Rspr. spiegelt sich auch in der Besetzung der arbeitsrechtlichen Spruch-
körper in allen drei Instanzen mit Berufs- und ehrenamtlichen Richtern wider, wobei in der ersten und zwei-
ten Instanz die Spruchkörper aus einem Berufsrichter und zwei ehrenamtlichen Richtern und in der dritten
Instanz aus drei Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Richtern bestehen.

Herauszugreifen ist ferner die Abweichung der Verfahrensordnung von dem allgemeinen Zivilprozessrecht,
welche u.a. dem Umstand Rechnung trägt, dass die Parteien generell auf sozial unterschiedlichen Stufen ste-
hen. Diesem Grundsatz tragen bspw. § 12a mit seiner Kostenprivilegierung, die Suche nach gütlicher Eini-
gung während des gesamten Verfahrens (§§ 54, 57 Abs. 2, § 64 Abs. 7) oder auch die Vorschriften zum be-
schleunigten Verfahren (§ 9 Abs. 1, §§ 55, 56, 57, 61a) Rechnung. Lange Zeit war das Vorschalten eines Güte-
termins im Urteilsverfahren (§ 54) in der Arbeitsgerichtsbarkeit eine Besonderheit. Durch das Gesetz zur
Änderung der ZPO vom 22.6.2001, welches zum 1.1.2002 in Kraft trat, wurde jedoch auch im ordentlichen
Zivilverfahren zwischen Klageeingang und mündlicher Verhandlung nach § 278 Abs. 2, 3 ZPO in Anleh-
nung an das arbeitsgerichtliche Güteverfahren eine Güteverhandlung mit vergleichbaren Zielen und Folgen
eingefügt. Mit den § 54 Abs. 6 und § 54a sind weitere Konfliktbeilegungsverfahren geregelt, so insbesondere
das Güterichterverfahren und die Mediation. Gemäß § 46 Abs. 2 sind Urkunden- und Wechselprozess aus-
geschlossen.

II. Zuständigkeit

Der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen ist eröffnet, wenn die Streitigkeit unter einen der im
ArbGG aufgelisteten Gegenstände fällt. Die ArbG sind damit zuständig für alle in §§ 2–3 genannten Rechts-
streitigkeiten und Angelegenheiten. Wer ArbN iSd. ArbGG ist, ist in § 5 geregelt. Wegen der Einzelheiten
wird auf die Kommentierung zu § 5 verwiesen.

Das arbeitsgerichtliche Verfahren unterscheidet zwei verschiedene Verfahrensarten, das Urteils- und das
Beschlussverfahren. Die Verfahren unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich der Art der Entscheidung (Ur-
teil bzw. Beschluss). Der wesentliche Unterschied besteht darin, dass es im Urteilsverfahren – wie im Zivil-
prozess – allein den Parteien obliegt, dem Gericht die für die Entscheidung erforderlichen Tatsachen zu un-
terbreiten und ggf. unter Beweis zu stellen, während das Gericht den Sachverhalt im Beschlussverfahren
weitgehend von sich aus zu ermitteln und aufzuklären hat. Im Urteilsverfahren entscheiden die ArbG u.a.
in Streitigkeiten zwischen ArbN und ArbGeb aus einem Arbeitsverhältnis, über das Bestehen oder Nicht-
bestehen eines Arbeitsverhältnisses, aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeitsverhältnisses und
dessen Nachwirkungen, aus unerlaubten Handlungen, die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang ste-
hen, und über Arbeitspapiere. Damit sind letztlich alle Ansprüche erfasst, die sich im Zusammenhang mit
einem Arbeitsverhältnis ergeben können wie bspw. Ansprüche auf Lohn oder Gehalt, Gratifikationen, Ur-
laub, Urlaubsvergütung und -geld, Zeugniserteilung bzw. Zeugnisberichtigung, Herausgabe von Arbeits-
papieren, Schadensersatz, Karenzentschädigung, Betriebsrente, Streitigkeiten im Zusammenhang mit einem
Wettbewerbsverbot, Überprüfung der Wirksamkeit einer Befristung, Anfechtung eines Aufhebungsvertrages
und hauptsächlich Kündigungsschutzklagen. Ferner entscheiden sie im Urteilsverfahren über Rechtsstreitig-
keiten zwischen Tarifvertragsparteien oder diesen und Dritten aus Tarifverträgen oder über das Bestehen
oder Nichtbestehen von Tarifverträgen, Streitigkeiten aus unerlaubten Handlungen bei Arbeitskämpfen oder
im Zusammenhang mit Fragen der Vereinigungsfreiheit oder des Betätigungsrechts einer ArbGeb- oder
ArbN-Vereinigung. In Beschlussverfahren werden Angelegenheiten aus dem BetrVG oder dem SprAuG be-
handelt sowie Angelegenheiten aus den verschiedenen Mitbestimmungsgesetzen, soweit es um die Wahl und
die Abberufung von ArbN-Vertretern im Aufsichtsrat des Unternehmens geht. Die ArbG sind auch für die
Entscheidung über die Tariffähigkeit und -zuständigkeit einer Gewerkschaft oder eines ArbGeb-Verbandes
zuständig.

Soweit die ausschließliche Zuständigkeit der ArbG nach den §§ 2–3 begründet ist, ist ein Zuständigkeitsaus-
schluss durch Parteivereinbarung unzulässig. Die ausschließliche Zuständigkeit ist insbesondere bei der
Zuständigkeitsbegründung des § 2 Abs. 1 – mit Ausnahme der Nr. 4 sowie der §§ 2a und 3 – gegeben. Ein
Ausschluss ist nur in den Fällen des § 101 zulässig, also für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarif-
vertragsparteien aus Tarifverträgen oder für bürgerliche Streitigkeiten aus einem Arbeitsverhältnis, das sich
nach einem Tarifvertrag bestimmt, dessen persönlicher Geltungsbereich überwiegend Bühnenkünstler, Film-
schaffende und Artisten umfasst.
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1. Deutsche Gerichtsbarkeit

Voraussetzung für ein Tätigwerden der deutschen ArbG ist stets, dass die deutsche Gerichtsbarkeit gege-
ben ist. Unter Gerichtsbarkeit versteht man die Jurisdiktionsgewalt eines Gerichts über den Streitgegenstand
oder über die Person. Das Fehlen der deutschen Gerichtsbarkeit ist ein Verfahrenshindernis, welches vorran-
gig vor allen anderen Verfahrensvoraussetzungen zu prüfen ist. Personen mit Immunität können weder ver-
klagt noch verurteilt werden. Auch für das gerichtliche Zwangsvollstreckungsverfahren ist die deutsche Ge-
richtsbarkeit eine allgemeine Verfahrensvoraussetzung. Das Bestehen der deutschen Gerichtsbarkeit und
ihre Grenzen sind als Rechtsfragen in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen1.

a) Grundsatz

Die deutsche Gerichtsbarkeit beschränkt sich grds. auf deutsches Hoheitsgebiet. Ungeachtet der jeweiligen
Staatsangehörigkeit unterliegen alle sich in der Bundesrepublik aufhaltenden Personen zunächst unein-
geschränkt der den deutschen Gerichten übertragenen Rechtsprechungshoheit. Damit gilt unabhängig da-
von, welcher Nation der ArbGeb angehört oder ob dieser ein ausländischer Staat ist und welcher Staatsange-
hörigkeit der ArbN angehört, für Arbeitsverhältnisse mit den sich in Deutschland aufhaltenden Beschäftig-
ten idR die deutsche Justizhoheit. Dies gilt auch für ausländische juristische Personen, sofern sie sich in
Deutschland privatrechtlich betätigen2. Ausnahmen können sich im arbeitsrechtlichen Bereich insbesondere
aus den Grundsätzen der Exterritorialität oder Immunität (hierzu gleich Rz. 10 ff.) ergeben.

b) Von der deutschen Gerichtsbarkeit befreite Personen

Der Grundgedanke der sog. Exterritorialität beinhaltet, dass die Entsendeten mit diplomatischem Status
regelmäßig im Entsendestaat ihren gewöhnlichen Aufenthalt behalten. Immunität bedeutet, dass die davon
umfassten Personen nicht der deutschen Gerichtsbarkeit unterliegen und keine gerichtliche Tätigkeit gegen
sie entfaltet werden darf. Nach §§ 18–20 GVG unterliegen insbesondere Mitglieder von diplomatischen Mis-
sionen, konsularischen Vertretungen oder Repräsentanten anderer Staaten und deren Begleitung, die sich
auf amtliche Einladung der Bundesrepublik Deutschland im Inland aufhalten, nicht der deutschen Gerichts-
barkeit. Die Immunität einer Person, deren dienstliche Tätigkeit beendet ist, endet mit der Ausreise3.

aa) Befreiung für Mitglieder diplomatischer Missionen

§ 18 GVG regelt die Befreiung für Mitglieder Diplomatischer Missionen. Sie betrifft in erster Linie den Mis-
sionschef und das in diplomatischem Rang stehende Personal wie Gesandte, Attachés etc.4. Erfasst sind
aber auch deren im gemeinsamen Haushalt lebende Familienangehörige, die nicht Deutsche sind.

Befreit sind ferner die Mitglieder des Verwaltungspersonals und des technischen sowie des dienstlichen
Personals der Mission nebst der ständig in ihrem Haushalt lebenden Familienangehörigen, soweit sie weder
Deutsche sind noch ständig in Deutschland ansässig sind. Hier sind vor allem Kanzleibeamte, Übersetzer,
Schreibkräfte, Kraftfahrer etc. erfasst.

Nicht befreit sind hingegen private Hausangestellte der Mitglieder der Missionen oder die Angehörigen
des dienstlichen Personals der Mission5.

bb) Befreiung für Mitglieder konsularischer Vertretungen

§ 19 GVG regelt die Befreiung im konsularischen Bereich. Die Mitglieder der errichteten konsularischen
Vertretungen einschließlich der Wahlkonsularbeamten sind dann von der deutschen Gerichtsbarkeit befreit,
wenn sie originär konsularische, dh. hoheitliche Aufgaben wahrzunehmen haben6.

Die Abgrenzung, ob ein Konsulatsangestellter der deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen ist, richtet sich
mangels völkerrechtlicher Vereinbarungen oder sonstiger Rechtsvorschriften nach den allgemeinen Regeln
des Völkerrechts (§ 20 Abs. 2 GVG7). Staaten sind nach allgemeinem Völkergewohnheitsrecht der Gerichts-
barkeit anderer Staaten insoweit nicht unterworfen, als der Gegenstand des Rechtsstreits ihre hoheitliche
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1 BGH v. 28.5.2003 – IXa ZB 19/03, NJW-RR 2003, 1218; BAG v. 22.8.2012 – 5 AZR 949/11, NZA 2013, 343.
2 BGH v. 7.6.1955 – I ZR 64/53, BGHZ 18, 1.
3 BAG v. 22.8.2012 – 5 AZR 949/11, NZA 2013, 343.
4 Hierzu im Einzelnen Zöller/Lückemann, § 18 GVG Rz. 1.
5 Zöller/Lückemann, § 18 GVG Rz. 2.
6 BAG v. 3.7.1996 – 2 AZR 513/95, AP Nr. 1 zu § 20 GVG.
7 Hierzu ausführlich Geimer, Rz. 555 ff.

8

9

10

11

12

13

14

15

Gerichte für Arbeitssachen | Rz. 15 § 1

Liebscher | 3



Tätigkeit betrifft, denn ihre diplomatischen und konsularischen Beziehungen dürfen nicht behindert wer-
den1. Es gibt dagegen keine Regel des Völkerrechts, die gem. Art. 25 GG Bestandteil des Bundesrechts wäre,
welche die inländische Gerichtsbarkeit für Klagen gegen einen ausländischen Staat in Bezug auf seine nicht-
hoheitliche Betätigung ausschließt2.

Maßgebend für dieUnterscheidung zwischen hoheitlicher und nicht-hoheitlicher Staatstätigkeit ist weder
Motiv noch Zweck, sondern die Natur der umstrittenen staatlichen Handlung oder des streitigen Rechts-
verhältnisses3. Die Qualifikation ist mangels völkerrechtlicher Abgrenzungskriterien nach nationalem Recht
vorzunehmen4. Entscheidend kommt es darauf an, ob es sich um typisches Verhalten der Staatsgewalt han-
delt. Hoheitliches Handeln liegt grds. bei jedem unmittelbaren staatlichen Handeln vor, soweit es nicht um
wirtschaftliches Handeln geht. Nicht-hoheitliche Tätigkeit liegt dagegen dann vor, wenn der Handelnde
nicht in Ausübung der ihm zustehenden Hoheitsgewalt tätig geworden ist, sondern wie eine Privatperson
ohne ausdrücklichen oder erkennbaren Auftrag des Entsendestaates agiert.

cc) Weitere Befreiungen

§ 20 GVG stellt eine Ergänzung zu §§ 18 und 19 GVG dar. Die Befreiung für Staatsgäste in Abs. 1 erfasst
Repräsentanten, also solche Personen, die kraft ihrer verfassungsrechtlichen Position einen anderen Staat
vertreten, sowie deren Begleitung, sofern diese sich auf amtliche Einladung der Bundesrepublik in Deutsch-
land aufhält5. Nach § 20 Abs. 2 GVG erstreckt sich die deutsche Gerichtsbarkeit ferner nicht auf Personen,
die gem. den allgemeinen Regeln des Völkerrechts, aufgrund völkerrechtlicher Vereinbarungen oder sons-
tiger Rechtsvorschriften von ihr befreit sind. Derartige Vereinbarungen oder sonstige Rechtsvorschriften be-
stehen insbesondere für zwischenstaatliche Organisationen und deren Mitglieder, zB UN, NATO, EG/EU,
Europarat6.

dd) Arbeitsrechtliche Bestandsstreitigkeiten

Auch ein ausländischer Staat kann Immunität genießen, da es einen gewohnheitsrechtlichen Völkerrechts-
grundsatz des Inhalts, dass ein Staat schon dann keine Immunität genießt, wenn es zu einem Arbeitsrechts-
streit über eine Kündigung kommt, nicht gibt7. Es ist zu differenzieren: In arbeitsrechtlichen Bestandsstrei-
tigkeiten sind die deutschen ArbG dann nicht für den Kündigungsschutzprozess zuständig, wenn der
ArbN für den anderen Staat hoheitlich – also in funktionalem Zusammenhang mit diplomatischen oder
konsultarischen Aufgaben – tätig war. Dies gilt grds. unabhängig davon, wie häufig oder in welchem zeitli-
chen Umfang der ArbN solche Tätigkeiten tatsächlich ausgeübt hat. Der funktionale Zusammenhang mit
diplomatischen oder konsularischen Aufgaben des ausländischen Staates erfordert weder Weisungs- noch
Entscheidungsfreiheit, noch einen nennenswerten eigenen Handlungsspielraum des ArbN bei der Ausübung
der Tätigkeit. Relevant ist allein, ob dieser bei der Erfüllung der hoheitlichen Tätigkeit in einer solchen Weise
mitwirkt, dass die diesbezügliche Organisationsfreiheit des Staates durch eine Entscheidung der Gerichtsbar-
keit eines anderen Staates über die das Arbeitsverhältnis betreffende Streitigkeit beeinträchtigt wäre8. Ande-
renfalls würde die Überprüfung seiner Entlassung angesichts des Prinzips der Nichteinmischung in die Aus-
übung hoheitlicher Befugnisse des anderen Staates mit dem Grundsatz in Konflikt kommen, dass die diplo-
matischen und konsularischen Beziehungen nicht behindert werden dürfen. Die dann erforderliche Beurtei-
lung hoheitlichen Handelns könnte die ungehinderte Erfüllung hoheitlicher Aufgaben beeinträchtigen9. Die-
se Grundsätze gelten auch bei einem Rechtsstreit auf Zahlung einer Abfindung wegen des Verlustes des Ar-
beitsplatzes10. So gehören zB Funktionen im Bereich der Visaangelegenheiten zu den originär konsulari-
schen Aufgaben11. Auch die Darstellung der Kultur und der politischen Ziele eines Staats (Pressearbeit/Pres-
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1 BAG v. 20.11.1997 – 2 AZR 631/96, BAGE 87, 144.
2 BAG v. 16.5.2002 – 2 AZR 688/00, AP Nr. 3 zu § 20 GVG; BAG v. 15.2.2005 – 9 AZR 116/04, AP Nr. 15 zu § 612a

BGB.
3 BAG v. 23.11.2000 – 2 AZR 490/99, NZA 2001, 683; BAG v. 16.5.2002 – 2 AZR 688/00, AP Nr. 3 zu § 20 GVG;

BAG v. 16.5.2005 – 9 AZR 116/04, NZA 2005, 1117.
4 BVerfG v. 12.4.1983 – 2 BvR 678/81, BVerfGE 64, 1; BAG v. 20.11.1997 – 2 AZR 631/96, NZA 1998, 813; BAG v.

15.2.2005 – 9 AZR 116/04, NZA 2005, 1117.
5 Wegen der Einzelheiten vgl. Zöller/Lückemann, § 20 GVG Rz. 1.
6 Hierzu Zöller/Lückemann, § 20 GVG Rz. 5.
7 BAG v. 23.11.2000 – 2 AZR 490/99, NZA 2001, 683.
8 BAG v. 14.12.2017 – 2 AZR 216/17, NZA 2018, 739.
9 BAG v. 20.11.1997 – 2 AZR 631/96, AP Nr. 1 zu § 18 GVG; BAG v. 25.10.2001 – 2 AZR 501/01, BB 2002, 787;

hierzu ausführlich Majer, NZA 2010, 1395 sowie Daub/Eckstein/Schimang, NZA 2014, 397.
10 BAG v. 15.2.2005 – 9 AZR 116/04, NZA 2005, 1235.
11 BAG v. 16.5.2002 – 2 AZR 688/00, AP Nr. 3 zu § 20 GVG.
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Entsprechend § 46a Abs. 5 gilt die Streitsache als mit Zustellung des europäischen Zahlungsbefehls rechts-
hängig geworden, wenn alsbald nach Erhebung des Einspruchs Termin zur mündlichen Verhandlung be-
stimmt wird. Die Rückwirkung der Rechtshängigkeit nach § 46a Abs. 5 tritt jedoch nicht ein, wenn der An-
tragsteller die Anspruchsbegründung bei Gericht nicht fristgerecht einreicht. In einem solchen Fall wird ein
Termin zur mündlichen Verhandlung nur noch auf Antrag des Antragsgegners anberaumt. Falls auch ein
solcher Antrag nicht eingeht, wird das Verfahren nicht weiter betrieben und die Gerichtsakte nach sechs
Monaten entsprechend der Aktenordnung weggelegt.

§ 46c Elektronisches Dokument; Verordnungsermächtigung

(1) Vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen, schriftlich einzureichende Anträge und Erklärun-
gen der Parteien sowie schriftlich einzureichende Auskünfte, Aussagen, Gutachten, Übersetzungen
und Erklärungen Dritter können nach Maßgabe der folgenden Absätze als elektronische Dokumente
bei Gericht eingereicht werden.
(2) Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die Bun-
desregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates technische Rah-
menbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht.
(3) Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg eingereicht werden. Satz 1 gilt nicht für Anlagen, die vorbereitenden Schrift-
sätzen beigefügt sind.
(4) Sichere Übermittlungswege sind
1. der Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kontos, wenn der Absender bei Versand der

Nachricht sicher im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 des De-Mail-Gesetzes angemeldet ist und er
sich die sichere Anmeldung gemäß § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes bestätigen lässt,

2. der Übermittlungsweg zwischen dem besonderen elektronischen Anwaltspostfach nach § 31a der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder einem entsprechenden, auf gesetzlicher Grundlage errichteten
elektronischen Postfach und der elektronischen Poststelle des Gerichts,

3. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens ein-
gerichteten Postfach einer Behörde oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts und
der elektronischen Poststelle des Gerichts,

4. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens ein-
gerichteten elektronischen Postfach einer natürlichen oder juristischen Person oder einer sons-
tigen Vereinigung und der elektronischen Poststelle des Gerichts,

5. der Übermittlungsweg zwischen einem nach Durchführung eines Identifizierungsverfahrens ge-
nutzten Postfach- und Versanddienst eines Nutzerkontos im Sinne des § 2 Absatz 5 des Online-
zugangsgesetzes und der elektronischen Poststelle des Gerichts,

6. sonstige bundeseinheitliche Übermittlungswege, die durch Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden, bei denen die Authentizität und Inte-
grität der Daten sowie die Barrierefreiheit gewährleistet sind.

Das Nähere zu den Übermittlungswegen gemäß Satz 1 Nummer 3 bis 5 regelt die Rechtsverordnung
nach Absatz 2 Satz 2.
(5) Ein elektronisches Dokument ist eingegangen, sobald es auf der für den Empfang bestimmten
Einrichtung des Gerichts gespeichert ist. Dem Absender ist eine automatisierte Bestätigung über den
Zeitpunkt des Eingangs zu erteilen.
(6) Ist ein elektronisches Dokument für das Gericht zur Bearbeitung nicht geeignet, ist dies dem Ab-
sender unter Hinweis auf die Unwirksamkeit des Eingangs unverzüglich mitzuteilen. Das Dokument
gilt als zum Zeitpunkt der früheren Einreichung eingegangen, sofern der Absender es unverzüglich
in einer für das Gericht zur Bearbeitung geeigneten Form nachreicht und glaubhaft macht, dass es
mit dem zuerst eingereichten Dokument inhaltlich übereinstimmt.
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I. Allgemeines

§ 46c ermöglicht die Einreichung der in der Vorschrift genannten Dokumentenarten als elektronische Do-
kumente bei Gericht und legt fest, welche Anforderungen an ein elektronisches Dokument zu stellen sind.
§ 46c ist wörtlich identisch mit § 130a ZPO, was bei einer systemkohärenten Auslegung zu berücksichtigen
ist1. Vor dem Hintergrund der allgemeinen Verweisungsnorm des § 46 Abs. 2 wird bezweifelt, ob es der
Schaffung von § 46c überhaupt bedurft hätte2. In systematischer Hinsicht wird man § 46c jedenfalls als be-
reichsspezifische lex specialis zu § 130a ZPO ansehen können3.

II. Anwendungsbereich (§ 46c Abs. 1)

1. Zeitlich

Die Einreichung in elektronischer Form ist gegenwärtig als Alternative zur Schriftform vorgesehen. Ein
Zwang, diese Form zu nutzen, besteht gegenwärtig nicht, wie es der Wortlaut („können“) zum Ausdruck
bringt. Eine Pflicht zur Einreichung ausschließlich elektronischer Dokumente bei den Gerichten gibt es –
wenn auch nur für bestimmte Personengruppen – zum 1.1.2022 (vgl. § 46g)4. Allerdings konnten die Länder
durch Rechtsverordnung einen früheren Zeitpunkt vorsehen (vgl. dazu § 46g Rz. 4 f.)5.

2. Instanziell

Aufgrund der systematischen Stellung von § 46c ist die Norm für das Urteilsverfahren im ersten Rechtszug
anwendbar. Durch die Verweisungsnorm des § 80 Abs. 2 Satz 1 gilt § 46c gleichermaßen für das Beschluss-
verfahren des ersten Rechtszugs6.

Für das Berufungsverfahren im Urteilsverfahren wurde bisher vertreten, dass aufgrund des Verweises in § 64
Abs. 6 Satz 1 auf die Vorschriften der ZPO über die Berufung und der fehlenden Erwähnung von § 46c in
§ 64 Abs. 7 a.F. die Norm des § 130a ZPO heranzuziehen sei7. Gleiches gelte aufgrund von § 72 Abs. 5, Abs. 6
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1 Der einzige inhaltlich nicht relevante Unterschied zwischen beiden Paragraphen war bisher darin zu sehen, dass in
§ 46c Abs. 6 Satz 1 ArbGG von „und die geltenden technischen Rahmenbedingungen“ die Rede ist, in § 130a Abs. 6
Satz 1 ZPO hingegen von „und auf die geltenden technischen Rahmenbedingungen“. Dieser Unterschied ist durch
die vollständige Streichung der jeweiligen Formulierungen in § 46c Abs. 6 Satz 1 ArbGG und in § 130a Abs. 6 Satz 1
ZPO mit dem Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Änderung weiterer
Vorschriften v. 5.10.2021, BGBl. I 2021 S. 4607 ff. entfallen.

2 Grunsky/Benecke, § 46c ArbGG Rz. 9; BeckOK ArbR/Hamacher, § 46c ArbGG Rz. 2.
3 BeckOK ArbR/Hamacher, § 46c ArbGG Rz. 2.
4 Art. 26 Abs. 7 des Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten v. 10.10.2013,

BGBl. I 2013, S. 3786 (3798).
5 Art. 24 Abs. 2 S. 1 des Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten v. 10.10.2013,

BGBl. I 2013, S. 3786 (3797).
6 So auch jurisPK-ERV Band 2/Natter, § 46c ArbGG Rz. 18; Oltmanns/Fuhlrott, NZA 2020, 897 (903). In der Begrün-

dung zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung für das Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs
mit den Gerichten heißt es allerdings, für das arbeitsgerichtliche Beschlussverfahren sei bislang nicht ausdrücklich
geregelt, dass die Vorschriften des elektronischen Rechtsverkehrs im Arbeitsgerichtsgesetz Anwendung finden. Des-
halb bestehe auch hier Reformbedarf, vgl. BT-Drs. 19/28399, S. 23.

7 GK-ArbGG/Horcher, § 46c ArbGG Rz. 30; jurisPK-ERV Band 3/H. Müller, § 65a SGG Rz. 6; Oltmanns/Fuhlrott,
NZA 2020, 897 (903); Tiedemann, jurisPR-ArbR 44/2020 Anm. 7.
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a.F. für das Revisionsverfahren im Urteilsverfahren1. Für das Beschwerde- und Rechtsbeschwerdeverfahren
in Beschlusssachen stelle sich die Rechtslage so wie im Berufungs- und Revisionsverfahren im Urteilsverfah-
ren dar2. Diese gesetzgebungstechnische Fragestellung hat indes prozesspraktisch für § 46c – anders als für
den künftigen § 46g – keine Konsequenzen3.

Es schien sich bei der beschriebenen Verweisungslage um ein Redaktionsversehen des Gesetzgebers gehan-
delt zu haben, der §§ 46c ff. nicht in die Verweisungskataloge des § 64 Abs. 7 a.F. bzw. § 72 Abs. 6 a.F. auf-
genommen hat4. Der Gesetzgeber hat im System nicht das zum Ausdruck gebracht, was er seinem Plan nach
beabsichtigte. Deshalb war § 46c im Berufungs- und Revisionsverfahren bzw. im Beschwerde- und Rechts-
beschwerdeverfahren analog anzuwenden. Vor diesem Hintergrund wurde der Gesetzgeber dazu aufgefor-
dert, de lege ferenda eine entsprechende Klarstellung vorzunehmen5.
Das Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Änderung weiterer
Vorschriften nimmt nunmehr eine solche Klarstellung vor. § 46c ArbGG ist zwar nicht zu den „Allgemeinen
Vorschriften“ verschoben worden. Der Gesetzgeber hat sich stattdessen entschieden, die Verweisungsnormen
im Berufungs-, Revisions- und Beschlussverfahren zu erweitern6.

3. Schriftlich einzureichende Schriftstücke

Die Norm will klarstellen, dass zusätzlich zu den vorbereitenden Schriftsätzen und deren Anlagen alle ge-
nannten schriftlich einzureichenden Textsorten als elektronisches Dokument übermittelt werden können,
sofern die weiteren Voraussetzungen erfüllt sind. Die früher in der Norm enthaltene Anknüpfung an die
vorgesehene Schriftform wurde fallengelassen. Maßgeblicher Anknüpfungspunkt ist nun die Pflicht zum
schriftlichen Einreichen.

Problematisch ist, ob unter die Norm auch bestimmende Schriftsätze fallen, weil der Gesetzeswortlaut aus-
drücklich nur von vorbereitenden Schriftsätzen spricht. Für viele bestimmende Schriftsätze verweist das
Gesetz auf die allgemeinen Vorschriften über die vorbereitenden Schriftsätze (z.B. in § 46 Abs. 2 Satz 1
ArbGG i.V.m. §§ 495, 253 Abs. 4 ZPO7), sodass sich die Frage nicht stellt. Bei der Erledigungserklärung bei-
spielsweise ist aber die Anwendung der allgemeinen Vorschriften nicht angeordnet. Trotzdem ist § 46c an-
wendbar8. Bestimmende Schriftsätze sind Anträge und Erklärungen der Parteien i.S.v. § 46c Abs. 1. Würde
man dies anders sehen, müsste man § 46c Abs. 1 auf solche bestimmenden Schriftsätze zumindest analog
anwenden9.

Weitergehende materiell-rechtliche Formerfordernisse bleiben von § 46c Abs. 1 unberührt (vgl. dazu
Rz. 35)10.

Durch die Formulierung „als elektronische Dokumente“ (Plural statt wie vorher Singular) wollte der Gesetz-
geber klarstellen, dass Schriftsätze und Anlagen als separate Dokumente übermittelt werden können11.

4. Elektronisches Dokument

a) Definition

Was als elektronisches Dokument anzusehen ist, definiert das ArbGG nicht. Der Begriff wird dort als selbst-
verständlich vorausgesetzt. Es ist also anzunehmen, dass der Gesetzgeber sich auf in der Informatik verwen-
dete Kriterien beziehen wollte. In dieser technischen Sicht handelt es sich beim elektronischen Dokument
im Kern um in einer Datei gespeicherte Daten. In diesem Sinne spricht der BGH davon, dass das elektro-
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1 BAG v. 24.10.2019 – 8 AZN 589/19, NZA 2019, 1661 (Rz. 5); GK-ArbGG/Horcher, § 46c ArbGG Rz. 30; jurisPK-
ERV Band 3/H. Müller, § 65a SGG Rz. 6; Oltmanns/Fuhlrott, NZA 2020, 897 (903); Tiedemann, jurisPR-ArbR 44/
2020 Anm. 7.

2 GK-ArbGG/Horcher, § 46c ArbGG Rz. 30; jurisPK-ERV Band 2/Natter, § 46g ArbGG Rz. 3.
3 § 46g ArbGG tritt am 1.1.2022 in Kraft, vgl. BGBl. I 2013, 3786 (3790).
4 jurisPK-ERV Band 2/Natter, § 46g ArbGG Rz. 4; jurisPK-ERV Band 3/H. Müller, § 65a SGG Rz. 6.
5 Oltmanns/Fuhlrott, NZA 2020, 897 (903).
6 BGBl. I 2021 S. 4607 (4612 f.).
7 Vgl. BT-Drs 17/12634, S. 25 zu § 130a ZPO.
8 Zöller/Greger, § 130a ZPO Rz. 2; GK-ArbGG/Horcher, § 46c ArbGG Rz. 31; Musielak/Voit/Stadler, § 130a ZPO

Rz. 2.
9 Leuering, NJW 2019, 2739 f. Vgl. auch Baumbach/Lauterbach/Hartmann/Anders/Gehle/Anders, § 130a ZPO Rz. 5.

10 BT-Drs. 17/12634, S. 25 zu § 130a ZPO.
11 BT-Drs. 19/15167, S. 29 zu § 130a ZPO. Zuvor war in § 46c von „als elektronisches Dokument“ die Rede.
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